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programm des Völkerbundes , das Programm ,
wie es beſchaffen ſein muß . Wenn die Welt den
Völkerbund ehrlich will , wird ſie nicht anders
können ,als dieſes Programmanerkennen .

Siebentes Kapitel .

Obligatoriſches Schiedsgericht .

Der Gedanke des Schiedsgerichtes iſt weder in der inter⸗
nationalen Welt noch in unſerem deutſchen Bewußtſein neu . Wir
haben geſehen , daß dieſer Gedanke in der deutſchen Rechtsgeſchichte
eine große Rolle geſpielt hat , daß er integrierender Beſtandteil
unſeres Verfaſſungsweſens iſt . Werden doch nach der Verfaſſung des
Deutſchen Reiches entſtehende Differenzen zwiſchen den Bundes⸗
ſtaaten auf ſchiedsrichterlichem Wege durch den Bundesrat beigelegt .
Von Anfang der deutſchen Geſchichte inſere Zeit hinein iſt

vertraut .

In der mächtigen Bewegung auf dem Gebiet des Völkerrechtes
in der letzten Zeit vor dem Kriege ſtand der Schiedsgerichtsgedanke
direkt im Mittelpunkt . Namentlich auf den beiden Haa ger Kon⸗
ferenzen von 1899 und 1907 hat er die großte Rolle geſpielt .

eitigkeiten ſind im 18. und 19. Jahrhundert wiederholt
richte erledigt worden . Von 1794 bis 1904 zählt

Fried ( Handbuch der Friedensbewegung S. 123 ff . ) nicht weniger
als 241 Schiedsgerich
teils nur um beſondere

N 1
uns Deutſchen der Gedanke des Schiedsgerichts

Staatsſtr

durch Schie

älle auf . Aber es handelte ſich hier meiſten —
Abmachungen zwiſchen wenigen Staaten aus

beſonderen Anläſſen . Auf den Haager Konferenzen aber ſollte zum
erſtenmal verſucht werden , das Schiedsgericht international zu
machen , zu einer ſtändigen Einrichtung für alle Völker .

Im Haag drehten ſich die Erörterungen um die Schiedsgerichts⸗
barkeit im weſentlichen um die Frage , ob und in welcher Ausdehnung
ſie fakultativenoder obligatoriſchen Charakter haben
könnte . Auf der erſten Haager Konferenz hatte das ruſſiſche Pro⸗
gramm die fakultative Schiedsgerichtsbarkeit zur Diskuſſion geſtellt .
Aber die Erörterung erhielt eine beſtimmte Wendung durch den
Vorſchlag des ruſſiſchen Staatsmannes von Martens , für gewiſſerein rechtliche und wirtſchaftliche Streitigkeiten die Schiedsgerichts⸗
barkeit obligatoriſch zu machen , allerdings nur für ſolche Fälle , die
nicht die Lebensintereſſen oder die nationale Ehre der ſtreitenden
Teile berührten . Darin lag eine weſentliche Einſchränkung des

6 *
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Obligatoriums . In die Kategorie der hier in Betracht kommenden

Streitfälle ſollten Differenzen bei der Auslegung von Poſt⸗ , Eiſen⸗
bahn⸗ , Maß⸗ , Gewichts - und ähnlichen Verträgen fallen . Obwohl
man auf dem Wege war , zu einer obligatoriſchen Schiedsgerichts —
barkeit für beſtimmte Fälle dieſer Art zu kommen , und obwohl die

Souveränität der Staaten durch die Ehrenklauſel unangetaſtet
bleiben ſollte , weil es ja doch jeder Staat ſelbſt in der Hand hat , zu

entſcheiden , ob er von dieſer Klauſel Gebrauch machen will , wurde

der Gegenſtand auf eine Forderung Deutſchlands hin leider aus dem

Vertragsentwurf geſtrichen . Dafür erklärte ſich Deutſchland nach
anfänglichem Widerſpruch für die Einrichtung eines ſtändigen Welt⸗

gerichtshofes , die von dem engliſchen Delegierten Sir Julian
Paunceforte vorgeſchlagen worden war . Die obligatoriſche Schieds⸗
gerichtsbarkeit lehnte Deutſchland ab , weil es eine weitere Stärkung
dieſes Gedankens abwarten zu müſſen glaubte . Die Zuſtimmung
Deutſchlands zum ſtändigen Schiedsgerichtshof erfolgte auf eine

perſönliche Entſcheidung des Kaiſers . Wir wiſſen aus den Denk —

würdigkeiten des amerikaniſchen Botſchafters Andrew D. White , der

auf der erſten Haager Friedenskonferenz Präſident der Delegierten
der Vereinigten Staaten war , wie die ablehnende Haltung des deut⸗

ſchen Delegierten Fürſten Münſter gegenüber dem Schiedsgerichts —
gedanken wirkte . In einem Schreiben , das White am 16 . Juni 1899

an Bülow ſandte , heißt es , wenn Deutſchland den Schiedsgerichts⸗
gedanken ablehnen würde ,

„ werden die Beziehungen zwiſchen Deutſchland und den Vereinigten
Staaten , die eben anfingen ſich zu beſſern , ſchlimmer denn je werden ,
und in beinahe allen Staaten wird bitterſter Haß gegen das Deutſche
Kaiſerreich aufflammen Deutſchland darf nicht der Welt

gegenüber die mutwillige Rolle eines Widerſachers gegen ein Projekt

ſpielen , deſſen Vollendung Millionen und aber Millionen voll Inbrunſt
erſehnen . “

So enthält das Haager Abkommen leider nur die fakultative
Schiedsgerichtsbarkeit , die Konferenz äußerte nur den platoniſchen
Wunſch nach einer Entwicklung derſelben zur obligatoriſchen
Schiedsſprechung .

Aber auch die zweite Haager Konferenz vom Jahre 1907

erzielte kein Einverſtändnis über das Problem der obligatoriſchen
Schiedsgerichtsbarkeit . Es tauchte in der Form auf , daß beantragt
wurde , ein Abkommen zu erzielen , nach welchem alle Streitfälle ,
inſofern ſie nicht die Ehre und die Lebensintereſſen der Staaten

berührten , der Schiedsgerichtsbarkeit unterworfen werden ſollten .
Weiterhin ſuchte man zu einer Einigung zu kommen , um einen Ver⸗

trag herbeizuführen , nach welchem die Staaten in gewiſſen Streit⸗

fällen a priori auf die Berufung auf die Ehrenklauſel verzichten , ſich
alſo in gewiſſen Fällen dem Schiedsgericht unbedingt unterwerfen
ſollten . Es handelt ſich wieder wie bei der Konferenz von 1899 um
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auſel nicht in Betracht ſollte . Aber in dieſen Fragen kam
es nicht

—5 Einigung . Leider waren es auch hier wieder Deutſch —
land und Sſterreich —Ungarn , die ſich im Gegenſatz zu Frankreich,
England und den Vereinigten Staaten dem obligatoriſchen Schieds —
ge richtsgedanken widerſetzten . Deutſchland hatte zwar im Jahre 1904
einen Schiedsgerichtsvertrag mit England mit der Ehrenklauſel ge⸗
ſchloſſen ; der deutſche Delegierte , Botſchafter Marſchall von Bieber —
ſtein , gab in dieſem Sinne auf der zweiten Konferenz auch die
Anwendbarkeit des Obligatoriums in Staatsverträgen zwiſchen

— — aaten zu, wandte ſich aber gegen die Möglichkeit der
praktiſc el

Durchfführung in einem internationalen Vertrag . Die
Folge deſe Lage war ein negatives Ergebnis der zweiten Konferenz ,emit ziemlicher Un edenheit aus seinanderging Dieſe Haltung
Deutſchlands hatte der V rfaſſer bereits 1908 in einer vertraulichen
Sitzung des Haushaltsaus sſchuſſes des Reichstages lebhaft bedauert— aber nur geringes Echo gefunden .

In der Völkerrechtsliteratur hat man ſich wiederholt die Frage
vorgelegt , warum ſeinerzeit De utſchland das Obligatorium nicht
angenommen hat. Es iſt dabei immer wieder darauf hingewieſenvord

Der ttſchland ſeit 1874 Mitkontrahent des Weltpoſt⸗
ages iſt , der Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen kontra⸗

n taaten über die Ar tslegung des Vertrages nach Artikel 23
einem Schiedsgericht überträgt . In Tariffragen hat Deutſchland
ferner die obligatoriſche Schiedsgerichtsklauſel in ſeinen Handels⸗
verträgen u. a. mit

3ꝗ —. 22 . Juli 1904 , Artikel 12 a, mit
Italien vom 3. September Artikel 14 a, mit ?

Oſterreich⸗ Ungarnvom Januar 1905 3 a, mit Schweden vom 3. Mai 1906 ,
Artikel 22, mit der Schwdeiz vom 12 . November 1904 , Artikel 10 a ,
mit Bulgarien vom 1. Auguſt 1905 , Artikel 22 . 1904 kam der
obligatoriſche eSchiedsgerichtssvertrag mit England ( mit Ehrenklauſeh ,1907 ſchlug Deutſchland auf der ! Konferenz ſelbſt den internationalen
Priſengerichtshof als oberſte Inſtanz in ſchwerwiegenden Seekriegs⸗
rechtsfragen vor .

Deutſchland lehnte das obligatoriſche Schiedsgericht ab ; es hat
keinen Sinn , der Tatſache nicht Rechnung zu tragen , daß Deutſch —
lands Haltung bei den Konferenzſtaaten ſtarkes Befremden erregthat . Eine gewiſſe Vorſicht iſt Deutſchland infolge ſeiner geographiſchenLage zuzuerkennen , aber die Vorſicht DDeutſchlands 1899 und 1907
das Mißtrauen beſſer geſagt , hat 2Deutſchland ſicherlich keinen Nutzen
gebracht . Jweifellos hat bei der

——. —
der deutſchen Regierung

die Überſchätzung der des Schwertes im internationalen
Leben ſtark mitgeſpbielt . Die

3 Friedensbet war auf
jeden Fall in Deutſchland noch nicht zu dem Gemeingut der Beſten
der Nation geworden. Wenn es hierzu bedürfte , ſo
darf auf die innere Wandlung hingewieſen werden , die eine gewiß

uriſt
64

und wirtſchaftliche Fragen , für die aber diesmal die Ehren⸗4.
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kompetente Perſönlichkeit , Profeſſor Philipp Zorn , Mitglied des

Preußiſchen Herrenhauſes und Kronſyndikus , der als deutſcher

Delegierter an den Haager Friedenskonferenzen teilgenommen hat ,

an ſich ſelbſt erfahren hat . Er ſchreibt in ſeiner Schrift „ Die inter⸗

nationale Schiedsgerichtsbarkeit “ 1917 :

„ Als ich 1899 zur erſten Haager Konferenz ging , ſtand ich, wie die

meiſten deutſchen Juriſten noch heute , den Fragen der internationalen

Schiedsgerichtsbarkeit ziemlich gleichgültig gegenüber . Ich war der

Überzeugung , daß die ehrliche deutſche Politik und das gute deutſche

Schwert die beſten internationalen Sicherungen für uns ſeien . Und

dieſer Überzeugung bin ich auch heute noch . Aber die monatelangen

ernſten Arbeiten in dem Comité d ' Examen , das die Konferenz von

1899 für die Schiedsgerichtsſachen eingeſetzt hatte , erweiterten doch

meinen Geſichtskreis dahin , daß ich erkennen mußte : es beſtehe

weithin in derganzen ziviliſierten Welt ein ernſtes

undtiefes Beſtreben , eine feſtgeſicherte internationale Friedens⸗

ordnung in rechtlicher Form und mit rechtlichen Garantien zu ſchaffen.

In dieſer Überzeugung ſetzte ich meine Kraft dafür ein , daß das Deutſche

Reich ſeinen anfänglichen Widerſpruch gegen den ſtändigen Haager

Schiedshof fallen ließ . “ ( S. 40 f .

Zorn iſt denn auch ſeit dieſer Zeit ſtets dafür eingetreten , daß

Deutſchland die obligatoriſche Schiedsgerichtsbarkeit , allerdings mit

Ehrenklauſel , anerkennt , und zwar für alle Streitfälle .

Wenn wir in der Schiedsgerichtsbarkeit überhaupt einen Weg

erkannt haben , um Kriege zu verhüten , dürfen wir nicht auf hal⸗

bem Wege ſtehen bleiben . Wenn den Staaten überlaſſen bleibt

zu entſcheiden , ob ein Streitfall geeignet iſt , ſchiedsrichterlich ent⸗

ſchieden zu werden oder nicht , bleiben die Völker unter dem Joch

chroniſcher Kriegsgefahr , zumal der Kriegswille einer Partei die

andere Partei zu den Waffen zwingen würde . Auch die Ehrenklauſel

überläßt es jedem Staat , darüber zu befinden , ob ſeine Lebensinter⸗

eſſen oder nationale Ehre nicht gebieteriſch den Krieg von ihm ver⸗

langen . Schon auf der erſten Konferenz wurde von Schweizer Dele⸗

gierten das Nonſens eines Obligatoriums mit Ehrenklauſel hervor —

gehoben , und auf der zweiten Konferenz machte Freiherr von Mar⸗

ſchall in geſchickter Weſſe ähnliche Bedenken geltend , um von dieſer

Plattſorm aus zu einer Ablehnung des Obligatoriums zu gelangen .

Die Ehren⸗ und Intereſſenklauſel gibt den Staaten die Möglichkeit ,

den juriſtiſchen Zwangscharakter des Obligatoriums , der doch ge —

rade hergeſtellt werden ſoll , wieder aufzuheben . Es gibt allerdings

Streitfragen , die nach außen hin kein politiſches Ausſehen haben ,

aber doch politiſchen Charakters ſind , ohne deswegen irrational zu

ſein . Wo die tatſächlichen Beziehungen zwiſchen ihnen und dem

„vitalen “ Daſein einer Nation aber nicht beſtehen , laſſen ſie ſich auf

Wunſch leicht herſtellen und in die öffentliche Meinung werfen . Es

könnte alſo faſt aus jeder Streitfrage eine politiſche und Ehrenfrage

gemacht werden , mit der eine Nation zu ſtehen und zu fallen vor⸗
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gibt , und die daher dem Schiedsgericht entzogen und den Waffen zur

Entſcheidung aufgegeben wird . Damit hätten wir einen Zuſtand ,
der ſich in ſeiner Unſicherheit nicht weſentlich von dem Zuſtand unter⸗

ſcheidet , der vor dem Kriege beſtand . Dieſen Zuſtand gilt es aber

zu beſeitigen . Es gibt keinen anderen Weg , als unter den Völkern

ein Abkommen zu ſchaffen , durch das al le vertragſchließenden Mächte
verpflicht et ſind , ſämtliche Streitfälle ohne Ausnahme , falls ſie

nicht auf diplomatiſchem Wege erledigt werden und auch auf dem

zege der Vermittlung und der guten Dienſte befreundeter Staaten

nicht gelöſt werden können , unter Verzicht auf Anrufung der Waffen⸗

walt dem Schiedsgericht zu unterbreiten . Auch Zorn ſagt , daß
mit der obligatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit im Rahmen der

Ehrenklauſel die Welt ſich künftig nicht werde wollen “ .
Wer ſagt, ein Staat begebe ſich mit der

8 er Ehrenklauſel
der letzten Möglichkeit eigenmächtiger Befugnis , den Streitfall —

nem Willen durch die Gewalt für ſich zu entſcheiden , hat das

— das hier zur Erörterung ſteht , nicht begriffen . Zum Be⸗

griff des Rechtes , das im der Völker errichtet wer⸗
den ſolf, gehört , daß es eben das „ Recht “ der Gewalt durch das Recht
des Rechtes erſetzen ſoll, das für alle 5575 Ausnahme gilt und gegen
d Bruch von einer Seite die Garantien der Gemei inſamke it ge⸗
geber h der Souveränität ein ates durch
die Ausſchaltung der Ehrenklar ſt kein triftiger & Denn
ſchon die grundſätzliche Verpflick ung zum Obligatorium , von der
die Ehrenklaufel eine Ausnahme darſtellt , bedeutet — wenn manſo

will letzten Endes bereits eine Beeinträchtigung der Souve⸗
Aber zunächſt einmal trifft dieſe Beeinträchtigung alle

Staaten gemeinſam , und ſie
geſchieht, doch nur , um Vor⸗

te en, die größer ſind als das Stück e ränität , das
dafür he ind ande ts g ſchiseht doch dieſe Unter⸗
werfung unter das Obligatorium ausfreiem Willen der Staa
ten. Es iſt doch keine Unterwerfſung unter eine höhere Gewalt ,
unter Zwang , ſie berührt die Souveränität ſie iſt nichts
anderes als eine Bindung , wie ſie jeder trag mit ſich
bringt , ohne daß durch dieſe Bindung der ität der Kontra⸗
henten Abbruch geſchieht . Wenn man der Auffaſſung iſt, daß das8

eine Beeinträchtigung der Souveränität mit ſich bringt ,
ſo ſchon bei der fakultativen Schiedsgerichtsbarkeit .
Aber — dieſe beruht auf Staatsvertrag , zwiſchen ihr und der obli⸗
gatoriſchen Schiedsgerichtsbarkeit beſteht kein genereller , ſondern nur
ein S88 Unterſchied hinſichtlich der rechtlichen Bindung .

Es gibt kein anderes Mittel , wenn man dem Problem
der Kriegsverhütung ernſthaft nachgeht , als das obl iſ

Schiedsgericht . Es iſt die Grundvorausſetzung einer in ihren Be —
ziehungen durch das Recht orientierten Staatenwelt und gleichzeitig
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ein weſentlicher Beſtandteil der Garantien für ihr Beſtehen. Gewalt
ſchafft und ſchützt keine Gemeinſchaft dauernd . Zu dieſer Erkenntnis

ſind die Denkenden in allen kriegführenden Ländern gekommen .
Hat man grundſätzlich dieſen Beg als den einzig richtigen er⸗

kannt , ſo muß man auch erkennen , daß ein in ſeiner Objektivität
garantiertes Schiedsgericht imſtande iſt , alle internationalen Kon⸗

flikte ſchiedsrichterlich zu löſen . In der Völkerrechtsliteratur iſt viel⸗
fach unterſchieden worden zwiſchen gerichtsfähigen Streitfällen , die

man dem obligatoriſchen Schiedsgericht unterbreiten will , und weni⸗

ger oder nicht gerichtsfähigen Streitfällen , für die die bereits in

der erſten Haager Konferenz beſchloſſene Einrichtung eines inter⸗

nationalen Unterſuchungs⸗ und Vermittlungsrates obligatoriſch ge⸗

macht werden ſoll . Wie auch im innerſtaatlichen Leben alle Streitig⸗
keiten gerichtsfähig ſind , ſo iſt nicht einzuſehen , warum nicht auch alle

internationalen Streitigkeiten gerichtsfähig ſein ſollten . Alle zwiſchen⸗

ſtaatlichen Konflikte , wenn ſie auch noch ſo ſehr mit dem Pathos der

Irrationalität bekleidet ſind , gehen letzten Endes auf eine konkrete

Differenz zurück , die juriſtiſch faßbar iſt und immer in einem Ulti⸗

matum formuliert wird . Wie viele drohende Konflikte hat es nicht

in der Geſchichte ſtets gegeben , die ſo ausſahen , als wenn ſie nur

durch die Waffen ausgetragen werden könnten , weil ihr Charakter

eine andere Löſung nicht zuzulaſſen ſchien , und die doch vorüber⸗

gegangen ſind , weil es gelang , ihren Exploſionsdrang durch Aus⸗

gleich zu beſeitigen . Es muß alſo auch möglich ſein , ſcheinbar in⸗

kommenſurable und völlig disparate Gegenſätze und Spannungen

friedlich⸗ſchiedlich auszugleichen . Man wagt nicht daran zu denken ,

daß der Weltkrieg nicht entſtanden wäre , wenn 1914 ein obligato⸗

riſches Schiedsgericht bereits beſtanden hätte . Von dem ſerbiſch⸗

öſterreichiſchen Konflikt nahm der Weltkrieg ſeinen un⸗

mittelbaren Ausgang . Oſterreich - Ungarn erklärte Serbien wegen der

unbefriedigenden Antwort auf das Ultimatum den Krieg . Insbe⸗

ſondere machten die Punkte 5 und 6 den Gegenſtand aus , über

den es dann zum Krieg kam . Die öſterreichiſche Regierung

forderte in Punkt 5, daß öſterreichiſche Organe bei der Unter —

drückung der gegen die territoriale Integrität Sſterreich - Ungarns

gerichteten ſerbiſchen Tendenzen beteiligt ſein ſollen ; in Punkt 6

forderte Oſterreich - Ungarn , daß an den Recherchen bei einer

gerichtlichen Unterſuchung gegen die auf ſerbiſchem Boden befind⸗

lichen Teilnehmer des Komplotts öſterreichiſch -ungariſche Organe

mitwirken ſollten . Serbien lehnte ab . Bei dem Beſtehen eines obli⸗

gatoriſchen Schiedsgerichts wäre der Streitfall - ihm unterbreitet wor⸗

den . Glaubt man wirklich , es wäre , wenn auch nur in der Form

eines obligatoriſchen Ausgleichs , nicht dazu gekommen , ein für beide

Teile annehmbares Urteil zu ſprechen ? Serbien hatte das Ultimatum

bis auf dieſe beiden Punkte angenommen , ihr Inhalt zeigt , daß der

ſcheinbar mit elementarer Macht zu einer Exploſion drängende
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ſerbiſch⸗öſterreichiſche Konflikt letzten Endes konkretiſiert war in zwei
Punkten , die juriſtiſch faßbar ſind und nach rechtlichen Geſichtspunk⸗
ten entſchieden werden konnten .

— Schiedsgericht hätte ſicher eine

befriedigende Löſung gefunden . Man kann ruhig ſagen , daß an dem
Fehlen rechtlicher Handhaben jedenfalls die Schiedsgerichtsbarkeit
keine Grenze findet . Auch Intereſſenkonflikte gehen letzten Endes auf
den Ausgleich konkreter Forderungen und Abwehrungen aus . Es

iſ

allerdings wahr , daß Rechtsnormen für die verſchiedenen inter⸗
nationalen Konflikte erſt noch in den Anfängen liegen . Aber auch im
innerſtaatlichen Recht iſt es oft nicht die detaillierte Norm , ſondern
das Ermeſſen des Gerichtshofes , das den Ausſchlag egibt . Gerade
dieſe Urteile ſind Recht ſchaffeend . Darum gilt es , wie Schücking
in ſeiner „ Völkerrechtlichen Lehre des Weltkrieges “ ſagt , das Recht ſo
fort zu entwickeln , daß es möglichſt jedem Bedürfnis genügt , einerlei

Nwelcher Rechtsnatur der Konflikt iſt. Jeder Konflikt , auch der , der
ſchein . — jeden Ausgleich im Rechtsſinne ausſchließt , beſitzt die Mög⸗
lichkeit einer ſachlichen Löſung . Wenn es Fälle 654 wo form

triſtiſch das Völkerrecht noch keine Normen beſitzt , ſo iſt die Löſunt8 Konfliktes aus der Tatſachenlage herauszuentwickeln . Wenn
eine ſolche Löſung nicht die Form eines Urteils iſt , ſondern ein Aus⸗

gleich iſt, der von als der nach ihrem Urteil

einzig mögliche dargeb rt dies nichts an dem Zweck
des Seg iedsgerichtes , Ausgleich obligator iſt .
Das Ob ligatorium iſt der Kernpunkt . Überläßt man
es den SStaaten oder eine m der Parteiſtaaten , darüber zu befinden ,
ob er ſich dem Aus zen will , ſo ſind dem Kriege wieder Tür
und Tor geöffnet . wäre genau ſo, wenn man 3 Parteien

n wollte , letzten Endes doch Selbſthilfe anzu⸗
man den Ste

vor Geri
moundo⸗wend en . aaten die Freiheit , tach ihr em eigenen
Gutdünken Krieg u führen , ſo bereitet man dem Erobererf taat eine
moraliſche Bemäntelung für jeden Krieg . Grundſatz muß alſo blei —
ben , daß die Staaten verpflichtet ſind , alle Streitfälle dem chieds
gericht zu unterbreiten und ſich dem unterwerfen . Mit der Zeit

N 8 8wird das
?Vi 15 für alle politiſchen Konflikte die Nor

den Tatſachen entwickelt habben . Neue Tatſachen werden
aue

ch
neue Re chtsſätze gebären .

Im übrigen iſt das Schiedsgericht auch nicht das erſte Mittel

zur Veilegung zwiſchenſtaatlicher Konflikte . Zunächſt werden die

guten Dienſte und die Vermittlung befreundeter Mächte
in Aktion zu treten haben , wie es auch in den beiden Haager Ab
kommen vorgeſehen iſt . Erſt wenn es hierdurch zu keinem Ausgleich
kommt , ſind die ſtreitenden Parteien verpflichtet , ihre Sache einem

Schiedsgericht zu unterwerfen . Nun kann man keinem Staat zu⸗
muten , ſeinen Fall einem Schieddsgericht zu unterbreiten , von deſſen

gerechter Würdigung ſeines Standpunktes er nicht überzeugt

rmen gausTmelnt Aus
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iſt . Das Weſentliche beim Schiedsgericht iſt alſo , daß jeder Staat

in jedem beſonderen Falle auf ſeine Zuſammenſetzung Einfluß hat .

Jeder Staat wird zu einem Schiedsgericht Zutrauen haben , wenn

er ſeinen Schiedsrichter ſelber ernennen kann , jedes Volk wird weiter

den Eindruck haben , daß ſeine Angelegenheit gut vertreten iſt , wenn

dieſer Schiedsrichter nicht ernannt werden kann , ohne daß ſeine Er⸗

nennung die Zuſtimmung der Volksvertretung findet . Beide Schieds⸗
richter benennen einen Obmann , der einer Macht angehören muß ,

die bei dem Streite nicht beteiligt iſt . Man wird nicht gut ſagen

können , daß eine ſolche Zuſammenſetzung des Schiedsgerichtes nicht

dem beiderſeitigen Bedürfnis nach gerechter Urteilsſprechung ent —

ſpricht , nachdem jeder Staat ſeinen Schiedsrichter ſelber erwählt ,

und ein Vorwurf gegen den Obmann , der von beiden Schiedsrichtern

unpartetiſch gefunden wird , einen grundſätzlichen Vorwurf gegen

jede Perſonalität der Urteilsquelle bedeuten würde . Nun kann der

Fall ſein , daß die beiden Schiedsrichter über eine Perſon des Ob⸗

mannes , der beider Vertrauen hat , nicht einig werden . Dann wird

der gegebene Weg , der auch ſchon in den Haager Abkommen einge⸗

ſchlagen wurde , der ſein , daß beide Parteien ſich über eine dritte

Macht einig werden , die die Wahl des Obmannes vornimmt . Sollte
es vorkommen , was wohl nur im Bereich des Theoretiſchen liegt ,

daß beide Schiedsrichter über die Bezeichnung einer ſolchen dritten

Macht nicht ins Reine kommen , ſo erſucht jede Partei eine andere

Macht , und dieſe beiden Mächte , die gewiſſermaßen die Vertrauens —

mächte der Parteien ſind , ernennen in Übereinſtimmung den Ob⸗

mann . Gelingt dieſen Vertrauensmächten die Übereinſtimmung nicht ,

ſo iſt auch für dieſen Fall noch ein Ausweg möglich . Alle Bund⸗

ſtaaten benennen bei ihrem Eintritt in den 2 ölkerbund je zwei ge⸗

eignete Perſonen , die ſie für die Ausübung des Obmannsamtes ge⸗

eignet halten und die bereit ſind , dieſes Amt vorkommendenfalls zu

übernehmen . Aus der Liſte dieſer Perſönlichkeiten bezeichnen die

beiden Vertrauensmächte je zwei Perſönlichkeiten , die natürlich den

ſtreitenden Parteien hinſichtlich ihrer Staatsangehörigkeit nicht an⸗

gehören dürfen . Aus dieſen vier Perſonen beſtimmt dann das Los ,

wer von ihnen Obmann ſein ſoll . Das Prinzip , das hier eingehalten

wird , iſt alſo das , daß die beiden ſtreitenden Parteien zunächſt ihre

Schiedsrichter ſelbſt ernennen , alſo dadurch die Gewähr haben , daß

ihr Standpunkt bei der Urteilsbildung voll zur Geltung kommt , und

daß ihnen der Obmann nicht aufgezwungen wird , ſondern der

Grundſatz gewahrt bleibt , daß nur ein Obmann erſcheint , der das

Vertrauen beider Schiedsrichter findet , bis nach verſchiedenen Ver⸗

ſuchen , dieſen zu finden , eine freilich mechaniſche Löſung eintritt , die

von ihrer Mechanität dadurch verliert , daß die Perſonen , zwiſchen
denen das Los entſcheidet , von Vertrauensmächten der beiden Par⸗

teien bezeichnet werden . Da der Obmann gefunden werden muß ,

muß ſchließlich eine derartige Löſung eintreten , in praxi wird es



aber wohl kaum jemals zu ſolchen Weitläufigkeiten führen . Jeden⸗

falls iſt dafür geſorgt , daß die höchſtmögliche Garantie für die Ob⸗

—
des Urteil sſpruches vorhanden iſt , ſoweit auf Erden eine

bjektivität aufſtellt und an der Unmöglichkeit derſelben das obli⸗

0teriſchn Schiedsgericht ſcheitern laſſen will , muß grundſätzlich jedes

richterliche Urteil auch im innerſtaatlichen Rechtsleben ablehnen .

Jedenfalls hat das Schiedsgericht mindeſtens ebenſoviel Ausſicht

Recht zu ſchaffen , wie ein Krieg . Oder ſchafft etwa der Krieg an

ſich Recht ? Hat das Volk , das zu den Waffen greift , um ſein Recht

zu erhalten und durchzuſetzen , mit ſeiner Kriegserklärung auch die

Garantie in der Taſche , daß der Ausgang des Krieges es inſtand

ſetzen wird , das Recht zu ſchaffen ? Man denkt an den Duellanten ,

der , um ſeine Ehre wieder herzuſtellen oder ſich gegen die Über⸗
ffe ſ

ners Recht zu ſchaffen , dieſes mittelalterliche Syſtem

eeGefahr hin , erſchoſſen zu werden . Noch mals : Man

kann alle möglichen Einwendungen gegen das Schiedsgericht vor⸗

bringen , eins ſteht feſt , daß das Schiedsgericht mindeſtens dieſelben

Garantien für die gerecht e Löſung eines Konfliktes bringt , wie der

Krieg , und zwar ohne ungeheure Opfer an Blut und Gut .

Von großer Bedeutung iſt, daß die Wahl der Schiedsrich⸗

ter unter Zuſtimmung der Volksvertretung erfolgt ,

daf diejenigen , die über wichtige Fragen die das ganze Volk

a 0 V ten de anzen N beſitzer

daß ihre Perſon weithin daſteht . Die

Parlamenten werden zu Warnungsſignalen für das eigene Volk wie

für die Welt; die Anſichten werden geklärt ; der gut begründete eigene
Anſpruch erhält neue Beleggründe ; der „ Militarismus “ iſt tot . Dieſes

Nory! II 131Verhandlunge

V ht in einem zweckent 33Ä—
den Gegenſatz zu den dunk⸗

len k n, in denen ſeither e Entſcheidüngen über Krieg

und Frieder 0 b m S 0 erichtsſyſtem keine Mög⸗

lichk nehr Überraſchungen , wie ſie der Krieg für

die Völker Welch ˖0 da z das

Volk auf d W an der en F n mit beteiligt iſt

welch ße Bed ng d d U le des Schiedsgerick n den

Parlamer en aller S en veröffentlicht werden , welche Er

ziehung des Volkes zum Geiſte des Rechtes , eine Er ing , die ver⸗

mutlich en Staates und jedes einzelnen

ſeiner ung ſein wird ! Wenn man daran

denkt , 1 Rechtsbewußtſein und die Sittlich —

keit rn erfahren hat , wie das Empfin⸗

den für ſchwinden droht und die Kriminalität

überall zugenommen hat — ein Umſtand

übrigen enen Heiligkeit des Krieges , mit dem

reinigenden Charakter des Krieges ( Stahlbad ) in
grot k Wider⸗

ſpruch ſte den Segen des Schiedsgerichtsſyſtems
auch nach dieſer Richtung dankbar begrüßen .



Wie bei jedem Prozeßverfahren muß auch im internationalen

Schiedsgerichtsverfahren eine Berufungsmöglichkeit vorhanden ſein .
Je bedeutungsvoller der Gegenſtand des Streites und das Urteil ,
deſto begrei flicher der Ruf nach einer zweiten Inſtanz : dem Ober —

ſchiedsgericht . Der Kreis des Richterkollegiums erweitert ſich der

Zahl nach um je einen Schiedsrichter, den eine befreundete Macht
jeder Parteimacht unter Zuſtimmung ihrer Volksvertretung be —

nennt . Natürlich dürfen dieſe vier Oberſchiedsrichter in derſelben
Sache nicht ſchon Schiedsrichter ſein . Auch für dieſe Ober⸗

ſchiedsrichter muß ſelbſtverſtändlich die Zuſtimmung der Volksver⸗
tretung der beiden ſtreitenden Mächte vorliegen . Iſt ſie vorhanden ,

ſo erwählen ſie einen Obmann , der auch wiederum nicht Staats⸗

angehöriger der ſtreitenden Mächte ſein darf. Können ſich die Ober⸗

ſchiedsrichter nicht auf eine Perſon einigen , ſo wird die Hilfe des

Papſtes angerufen , der den Bnn in Übereinſtimmung mit
den beiden die als Vertrauensmächte der beiden ſtreitenden
Mächte je einen Oberſchiedsrichter ernannt haben , bezeichnet . Auch
dieſe vom Papſt ernannte ? zerſon ddarf in derſelben Sache weder

Schiedsrichter noch Obmann geweſen ſein .

Warum der Papſt ?
—. —

er die einzige geeignete Inſtanz
hierfür iſt , weil er als geiſtiges Oberhaupt großer Volksteile in jedem
Staat keine Nation zurückſetzen will und kann und W880

wegen ſich in

ganz beſonderem Maße der Unparteil ichkeit befleißigt. Die Un⸗

parteilichkeit des Papſtes iſt im Kriege von den verſchiedenſten Seiten ,
auch von Nichtkatholiken , in einem — feſtgeſtellt 5 begrüßt
worden , daß es nicht nur eine Pflicht der Dankbarkeit der Völker iſt ,
ſondern im 395 des Schiedsgerichtsweſens liegt , wenn ihm die

Völker dieſe Rolle freiwillig zugeſtehen . Der
deuiſche Delegierte

auf den Haager Friedenskonferenzen , Geheimrat Zorn , hat es aus —

geſprochen, daß es ſehr bedauerlich war , daß der Papſt auf den Ein⸗

ſpruch Italiens hin bei den Friedenskonferenzen nicht beteiligt war .
Die Mitwirkung des Papſtes beim Oberſchiedsgericht in der gedachten
Form würde dem internationalen Rechtsweſen eine moraliſche
Sanktion verleihen , wie man ſie ſich paſſender und erhebender
nicht denken kann . Der Papſt hat keine territorialen Sorgen , auch
wenn die Löſung der römiſchen Frage ihm ein kleines Territorium

zurückgeben würde ; es wäre jedenfalls ſo klein , daß man nicht davon

ſprechen könnte , daß der Papſt etwa territorial - oder wirtſchafts⸗
politiſche Intereſſen hätte . Der Papſt hat keine territoriale oder

Wirtſchafts - Politik zu verfechten . Er iſt der Hort der Gerechtigkeit ;
er iſt der einzige Souverän , bei dem auch nur der Anſchein einer

parteilichen Intereſſiertheit wegfallen dürfte . Wenn Bismarck dem

Papſt , wie bereits erwähnt , eine ſchiedsrichterliche Rolle übertrug ,
ſo wird man ſicherlich nichts dagegen haben können , wenn der Papſt
für den Fall , der übrigens doch nur als Ausnahme gedacht iſt , daß
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nämlich die vier Oberſchiedsrichter bei der Wahl des Obmanns
nicht zu einer Einigung kommen , den Obmann bezeichnet . Was
der eiſerne Kanzler wirklich tat , das hat auch der letzte Reichs⸗
kanzler Graf Hertling als Abgeordneter am 13. Januar 1899 bei
der erſten Beratung des Geſetzes betreffend die Friedenspräſenz⸗
ſtärke des deutſchen Heeres im Deutſchen Reichstag als Voraus⸗
ſetzung des ſchiedsrichterlichen Syſtems angedeutet , als er ſagte , ein
Schiedsgericht könne nur wahrgenommen werden

„ von einer Macht , die außerhalb der Intereſſengegenſätze ſtände , die
lediglich durch ihren moraliſchen Einfluß wirkſam wäre “ .

U

el

NVorſchlag ging nicht dahin , den Papſt zum obligatoriſchen
Schiedsrichter zu machen , ſondern nur dahin , ihm die Ernennung
des Obmanns beim Oberſchiedsgericht zu übertragen , und auch dies
nur für den Fall , daß die vier Schiedsrichter nicht von ſelbſt einen

nden . Dagegen wird von keiner Seite ein Bedenken erhoben wer⸗
den können . Ein ſo gefälltes Urteil aber hat moraliſche Kraft für
die ganze Welt .

Daß ein obligatoriſches Schiedsgericht ſinnlos iſt ohne die Ver⸗

4

pflichtung der ſtreitenden Parteien , ſeine Urteile anzunehmen , und
ohne daß ihm die Exekutivmacht zuſteht , ſeine Urteile durchzuſetzen ,
mit anderen Worten , daß der Völkerbund auch Machtmittel haben
muß , um gegen jeden Rechtsfriedensſtörer vorzugehen , verſteht ſich
von ſelbſt . Wir behandeln dies in einem weiteren Kapitel .

Achtes Kapitel .

Abrüſtung .

„ Unheilvolle Anſchauungen , welche die materielle Macht
als höchſtes Geſetz aufſtellen : daher die ſtets voranſchreitende
und maßloſe Vermehrung der Kriegsrüſtungen oder beſſer
jener bewaffnete Friede , deſſen verderbliche Wirkung in vieler
Hinſicht den ſchlimmſten Folgen des Krieges gleichkommt . “

Leo XIII . am 25. Dezember 1900 in ſeinem Rundſchreiben
über die Ausdehnung des Jubiläums über den ganzen katho⸗
liſchen Erdkreis .

Die zweite weſentliche Vorausſetzung des Völkerbundes neben
dem obligatoriſchen Schiedsgericht iſt die Abrüſtung . Beide be⸗
dingen ſich. Nur wenn eine Einrichtung beſteht , Konflikte zwiſchen
den Staaten auf anderem als dem Wege der Gewalt zur Löſung zu
bringen , kann auf den Apparat dieſer Gewalt , die großen Heere und
die Rüſtungen , verzichtet werden , und nur , wenn die Drohungen , die
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